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Abs. 1 RPV deren Zulässigkeitsvoraussetzungen nicht erfüllt sind, ist gestützt 
auf die verfassungsmässige Bestandesgarantie nur der Unterhalt der Alphütte 
möglich (vgl. Art. 42a Abs. 1 RPV; vgl. WALDMANN/HÄNNI, a.a.O., Art. 24d N 11; 
AEMISEGGER/MOOR/RUCH/TSCHAN-NEN [HRSG.], a.a.O., Art. 24d N 11), sofern die 
beabsichtigte bauliche Änderung nicht gemäss Art. 24 RPG bewilligt werden 
kann.  

8.  Ein Ferien- bzw. Wochenendhaus ist offensichtlich nicht auf einen Standort 
ausserhalb der Bauzonen angewiesen. Generell sind bei der Beurteilung der 
Standortgebundenheit eines Vorhabens strenge Anforderungen zu stellen, um 
der Zersiedlung der Landschaft entgegenzuwirken. Eigenständiger Wohnraum 
gilt ausserhalb der Bauzone grundsätzlich nicht als standortgebunden (statt vie-
ler BGE 115 Ib 299, E. 3). Art. 24 Abs. 1 lit. a RPG will unter anderem gerade 
die Umgestaltung von Maiensässgebäuden in Ferienhäuser verhindern (vgl. 
BGE 108 Ib 133 E. 2).  

  Da folglich die Standortgebundenheit fehlt, ist das beabsichtigte Bauvorhaben 
des Beschwerdeführers auch nicht über die generelle Ausnahmebewilligung 
gemäss Art. 24 RPG möglich, weshalb die Beschwerde abgewiesen wird. 

(Verwaltungsgericht, Urteil V 6-2011 vom 6. September 2011) 

2.4. Datensperre im Autoindex 

I.1. X beantragte mit Schreiben vom 25. Mai 2010 beim Strassenverkehrsamt Ap-
penzell I.Rh. die Entfernung der auf sie eingelösten Autonummer AI xxxx im 
Autoindex des Kantons Appenzell I.Rh.. (…) 

2. Mit Verfügung vom 17. Juni 2010 lehnte das Strassenverkehrsamt Appenzell 
I.Rh. das Gesuch von X um Sperre der Halterdaten im öffentlichen Halterver-
zeichnis ab, da kein schutzwürdiges Interesse nachgewiesen worden sei. 

3. Gegen die Verfügung des Strassenverkehrsamts Appenzell I.Rh. reichte X am 
9. Juli 2010 Rekurs bei der Standeskommission des Kantons Appenzell I.Rh. 
ein. (…) 

4. Mit Entscheid vom 16. November 2010 (Prot.Nr. 1358) wies die Standeskom-
mission den Rekurs von X ab. (…) 

5. Am 30. Dezember 2010 reichte Werner Niederer als Datenschutzbeauftragter 
des Kantons Appenzell I.Rh. gegen den Entscheid vom 16. November 2010 ei-
ne Beschwerdeschrift (…) ein.  

(…) 

III.1. Gemäss Art. 104 Abs. 5 Satz 2 SVG können die Kantone das Verzeichnis der 
Namen der Fahrzeughalter veröffentlichen. Der Bund überlässt damit den Kan-
tonen die Wahl, ob sie eine Veröffentlichung vornehmen wollen oder nicht. 
Dass es dadurch zu unterschiedlichen gesetzlichen Normierungen in den ein-

http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2011&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=Art.+24+RPG+Erneuerung&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F108-IB-130%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page133
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zelnen Kantonen kommt, ist eine hinzunehmende Folge des föderalistischen 
Aufbaus des schweizerischen Staatswesens und ist jedenfalls kein Verstoss 
gegen das in Art. 4 BV festgelegte Gleichheitsgebot (vgl. Entscheid des Bun-
desgerichts 2P.78/2004 vom 7. Oktober 2004, E. 3.3.2.; BGE 104 Ia 156, 
E. 2.b.).  

 Dem Öffentlichkeitsprinzip räumt der Bund mit Art. 104 Abs. 5 Satz 2 SVG eine 
grundsätzlich grössere Bedeutung ein als dem Datenschutz eines einzelnen 
Fahrzeughalters. Gemäss Vorlage des Bundesrates zur Änderung des SVG 
sollte Satz 2 von Art. 104 Abs. 5 SVG gestrichen werden. Das Parlament als 
Gesetzgeber entschied sich jedoch für die Beibehaltung. In der parlamentari-
schen Debatte wurde dies mit dem Interesse an Transparenz, dem Informati-
onsbedürfnis der Öffentlichkeit, dem dadurch bewirkten Präventionseffekt und 
der Entlastung der Polizeistellen von entsprechenden Auskunftsbegehren be-
gründet (vgl. AB 2000 S. 221 f., AB 2001 N 1564; Bundesgerichtsurteil 
5A_95/2010 vom 2. September 2010, E. 5.4; vgl. Botschaft 1999, S. 4498 f.; 
GIGER, Kommentar zum SVG, 7. Auflage, Zürich 2008, Art. 104 N 5).  

2. Die Kantone bearbeiten die Daten der Fahrzeughalter in Vollzug des einschlä-
gigen Bundesrechts (vgl. Bundesgerichtsurteil 5A_95/2010 vom 2. September 
2010, E. 5.1.). Soweit keine kantonalen Datenschutzvorschriften bestehen, die 
einen angemessenen Schutz gewährleisten, gelten gemäss Art. 37 Abs. 1 DSG 
für das Bearbeiten von Personendaten durch kantonale Organe beim Vollzug 
von Bundesrecht die Art. 1 - 11a, 16, 17, 18 - 22 und 25 Abs. 1 - 3 dieses Ge-
setzes.  

 Gemäss Art. 14 Abs. 1 DSchG sperrt das Organ die Bekanntgabe bestimmter 
Personendaten, wenn die betroffene Person schutzwürdige Interessen glaub-
haft macht. Diese kantonale Bestimmung entspricht weitgehend der bundesge-
setzlichen Regelung von Art. 20 Abs. 1 DSG, wonach eine betroffene Person, 
die ein schutzwürdiges Interesse glaubhaft macht, vom verantwortlichen Bun-
desorgan verlangen kann, dass es die Bekanntgabe von bestimmten Perso-
nendaten sperrt. Somit ist das DSG bzw. die zum DSG existierende Rechtspre-
chung und Literatur nur analog bzw. als Auslegungshilfe des DSchG zur Beur-
teilung der vorliegenden Streitsache heranzuziehen.  

3.a. Glaubhaft machen bedeutet, dass das verantwortliche Organ vom Vorliegen 
schutzwürdiger Interessen nicht überzeugt zu werden braucht; es genügt, auf-
grund objektiver Anhaltspunkte eine gewisse Wahrscheinlichkeit des Vorliegens 
schutzwürdiger Interessen zu vermitteln, ohne dass damit alle Zweifel beseitigt 
sein müssten. Ist also eine Tatsache glaubhaft zu machen, so ist kein stringen-
ter Beweis erforderlich; blosse Behauptungen genügen aber auch nicht und 
sind in keinem Fall hinreichend. An das Glaubhaftmachen von schützenswerten 
Interessen an einer Sperrung i.S.v. Art. 20 Abs. 1 DSG eines Motorfahrzeughal-
ters sind keine hohen Anforderungen zu stellen, wenn die gesetzliche Grundla-
ge von Art. 104 Abs. 5 SVG und Art. 126 Abs. 1 VZV generell eine Bekanntga-
be erlaubt, aber nicht dazu verpflichtet (VPB 68.69; RUDIN, Sperrecht gegen 
Publikation im Auto-Index, Digma 2004, S. 32 ff.).  

 Ein Sperrgesuch kann im Weiteren nicht mit beliebigen, sondern nur mit 
schutzwürdigen Interessen begründet werden. In seiner Botschaft-DSG vom 
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23. März 1988 hat der Bundesrat bezüglich Art. 20 Abs. 1 DSG ausgeführt, 
dass ein schutzwürdiges Interesse beispielsweise gegeben sei, "wenn die be-
troffene Person durch die Datenbekanntgabe Belästigungen, Pressionen oder 
gar Verfolgungen durch die Empfängerkreise ausgesetzt würde" (BBl 1988 II 
472). Für eine Sperrung genügt es, wenn die Gründe für die Sperrung hinrei-
chend substantiiert und glaubhaft gemacht werden. Von demjenigen, der die 
Sperrung seiner Personendaten im Hinblick auf deren Veröffentlichung in ei-
nem allgemein zugänglichen Register verlangt, kann zum Nachweis seines 
schutzwürdigen Interesses nicht die erschöpfende Nennung aller Möglichkei-
ten, wie diese Daten durch Dritte verwendet werden könnten, und deren 
schlüssiger Beweis gefordert werden (VPB 68.69, E. 25). Nicht notwendig ist, 
dass die betroffene Person durch eine Bekanntgabe bereits irgendwie geschä-
digt wurde, ein Verstoss gegen ein Grundrecht oder eine andere gesetzliche 
Regelung ist nicht vorausgesetzt. Es genügt, wenn die Befürchtung besteht, ei-
ner möglichen Gefahr oder auch blossen Schikane durch die Neugier Dritter 
ausgesetzt zu sein (VPB 68.69, E. 28; MAURER-LAMBROU/VOGT [HRSG.], a.a.O., 
Art. 20 N 13 f.).  

 Die Frage des schutzwürdigen Interesses stellt einen unbestimmten Rechtsbe-
griff dar. Dessen Überprüfung, insbesondere auch die Abwägung zwischen pri-
vatem und öffentlichem Interesse, gilt als Rechtskontrolle (vgl. HÄFELIN/MÜL-
LER/UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. Auflage, Zürich/St.Gallen 
2010, N 1936) und ist demnach gemäss Art. 15 Abs. 1 VerwGG gerichtlich 
überprüfbar.  

b.  (…)  

  Wie bereits unter Erwägung 1 ausgeführt, liegt mit der unterschiedlichen kanto-
nalen Regelung der Veröffentlichung der Autoindices keine Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebots vor. Weiter bringt der Beschwerdeführer selbst keine 
konkreten und substantiierten Hinweise auf die spezielle Interessenlage von X 
vor. Dass X (…) in einem höheren Masse als andere Fahrzeughalter einer Ge-
fahr von Repressalien ausgesetzt wäre, machte er nicht konkret geltend. (…) 
So sind doch mit Belästigungen oder Pressionen grundsätzlich sämtliche Fahr-
zeughalter potentiell bedroht, welche in ihrem Alltag mit anderen Menschen in 
Kontakt – welcher subjektiv empfunden auch immer ein negativer sein kann – 
treten. Sofern die vorliegende Begründung des Beschwerdeführers genügen 
würde, führte dies zu einer Aushöhlung der Bestimmung von 20 Abs. 1 DSG 
bzw. zu einer praktisch voraussetzungslosen Datensperre. Es fehlen somit ob-
jektive Anhaltspunkte, welche eine gewisse Wahrscheinlichkeit des Vorliegens 
schutzwürdiger Interessen vermitteln. 

 d. Es liegt somit kein schutzwürdiges Interesse im Sinne von Art. 14 Abs. 1 
DSchG vor, weshalb die Beschwerde abgewiesen wird. 

(Verwaltungsgericht, Urteil V 24-2010 vom 15. März 2011) 

 


